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Das Bestehende verstehen 
Soziale Situation  
Die Schweiz ist eines der reichsten Länder weltweit. Innerhalb der Schweiz sind die 
Einkommen und Vermögen aber stark ungleich verteilt. Doch weil die Schweiz insgesamt 
wohlhabend ist, entsteht die gängige Haltung, dass niemand unter Armut leiden müsse. Armut 
ist relativ und kann nur in Bezug auf die regionalen Umstände und Lebenskosten betrachtet 
werden. Die prekären Lebenslagen sind vielfältig. Über 300‘000 Menschen in der Schweiz 
beziehen Sozialhilfe. Eine grosse Zahl von Menschen können sich zwar eine Art von Dach 
über dem Kopf und eine Form von Nahrung leisten, können aber, weil sie zu wenig Geld 
haben, nicht am gesellschaftlichen Leben (etwa Konzerte, Restaurants, Theater, Ausgang) 
teilnehmen. Genau weiss aber niemand, wie viele Menschen in der Schweiz von Armut 
betroffen sind oder an der Armutsgrenze stehen, weil Zahlen zu unterschiedlichen prekären 
Lebenslagen fehlen. Die Caritas spricht jedoch von 1,3 Millionen Menschen, die im Jahr 2024 
armutsbedroht sind. 

Wir stellen fest, dass die unterschiedlichen Menschen, welche in prekären Verhältnissen 
leben, in verschiedene, spezifische Kategorien eingeteilt und oftmals gegeneinander 
ausgespielt werden. Verschlechterungen können bei einzelnen Gruppen einfach eingeführt 
werden – und nach einer Testphase auf andere Bereiche ausgeweitet werden. So wurden 
beispielsweise die Leistungen in der Nothilfe für Asylsuchende gekürzt. Später wurde diese 
Praxis den Grundbedarf der Sozialhilfe für unter 25-jährigen und auf weitere unterstützte 
Personengruppen ausgeweitet. 

Bis in die 1960/70er Jahre wuchsen die sozialstaatlichen Sicherungssysteme in der Schweiz 
und deckten Notlagen in vielen Lebensbereichen zu einem gewissen Mass ab. Ein System von 
Sozialhilfe, Nothilfe, Invalidenversicherung, Ergänzungsleistungen, Altersvorsorge (AHV, 
BVG, Pensionskasse), Arbeitslosenversicherung, Krankenkassen, und anderen sollten 
eigentlich die soziale Sicherheit und den Anspruch des Staates seinen Bürger*innen ein 
«menschenwürdiges Dasein», wie es die Bundesverfassung in Artikel 12 verspricht, 
garantieren. Seitdem erleben wir den fortschreitenden Abbau dieser Sicherungssysteme. 
Gründe hierfür sind unter anderem der Einfluss der neoliberalen Politik sowie einer 
zugespitzten globalen Konkurrenz und eines gesteigerten Klassenkampfs von oben (→ 
Klassen). Die Interessen grosser Firmen und der besitzenden Klasse werden höher gewertet 
und auf parlamentarisch politischer Ebene rücksichtslos durchgesetzt (→ Staat). Dies sehen 
wir beispielsweise an den unterschiedlichen Versuchen, die Unternehmenssteuern in der 
Schweiz zu senken. Wenn dann diese Steuergelder von Unternehmen wegfallen, 
argumentieren bürgerliche Politiker*innen, dass die Gelder für sozialstaatliche 
Sicherungssysteme fehlen. Diese werden in dieser Logik laufend gekürzt und drängen einen 
Teil der Lohnabhängigen in noch prekärere Situationen (→ Parlamentarismus). 

Teile dieser Entwicklung sind die Vermarktlichung und Privatisierungen von Leistungen des 
Sozialstaates, die Kürzung sozialstaatlicher Leistungen, die Koppelung von Sozialleistungen 
an die Erfüllung strenger Anforderungen und damit eine schleichende Aushebelung des 
Absicherungsgedanken der staatlichen Sozialversicherungssysteme. In der Schweiz ist zudem 
der Grundgedanke vorherrschend, dass Menschen für ihre Verhältnisse selbst verantwortlich 
sind. Somit löst der zunehmende Neid die gewünschte Solidarität ab, weil die «fleissigen 
Arbeiter*innen» nicht für die «Sozialschmarotzer*innen» bezahlen wollen. Diese Haltung 
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verunmöglicht einen solidarischen, entstigmatisierten Umgang mit den Themen Armut, 
Krankheit, Arbeitslosigkeit, Alter, Beeinträchtigung und Sucht.  

Die Angriffe auf die sozialen Sicherungssysteme sorgen für materielle Not, soziale 
Ausgrenzung und massive gesundheitliche Probleme von immer mehr Menschen unserer 
Klassen. Gleichzeitig verbreiten sich Abstiegsängste und Anpassungsdruck. Die zugespitzte 
globale Konkurrenz hat trotz deutlicher Produktivitätssteigerungen eine Erhöhung der 
tatsächlichen Lohnarbeitszeit und der Anforderungen am Arbeitsplatz zur Folge. Es findet 
eine Prekarisierung der Arbeitswelt statt. Kurze Anstellungsverhältnisse (sowie 
Nullstundenverträge/Arbeit auf Abruf) und eine verstärkte Austauschbarkeit setzen 
Lohnabhängige unter Druck und verkleinern deren Handlungsmöglichkeiten.  

Vor allem migrantische Lohnabhängige arbeiten in prekären Arbeitsbereichen. Sie sind 
aufgrund Herkunft, Sprachkenntnissen, eingeschränkter Vernetzung und der fehlenden 
Anerkennung von bisheriger schulischer und beruflicher Erfahrung benachteiligt und 
erpressbar. Chef*innen stellen migrantische Lohnarbeiter*innen zu geringeren Löhnen an, 
halten sich nicht an das Arbeitsrecht und drohen bei Widerstand mit Entlassungen. Auch bei 
den Ansprüchen von Leistungen der Sozialversicherungen sind migrantische Menschen 
diskriminiert, da diese oft von Einzahlungsjahren und Höhe der Einzahlungsbeträgen 
abhängig sind. Zudem kann der Bezug von Sozialhilfe ohne Schweizerpass zu einer 
Rückstufung resp. zum Verlust der Aufenthaltsbewilligung führen. Geflüchtete Menschen, 
(abgewiesene) Asylsuchende und Sans Papiers leiden einerseits unter starker Repression, die 
mit strukturellem Rassismus zusammenhängt, andererseits werden sie durch das Asylsystem 
systematisch vom Rest der Gesellschaft isoliert. Dies zeigt sich beispielsweise an den 
abgelegenen Standorten der Lager und an dem Zwang, dass die Menschen immer in den ihnen 
zugewiesenen Lagern übernachten müssen (→ Rassismus).  

Durch Vereinzelung und Auslagerung werden die gemeinsamen Interessen der Arbeiter*innen 
verschleiert, was einen gemeinsamen Widerstand erschwert. Die in der Logik des sozialen 
Friedens gefangenen Zentralgewerkschaften haben auch keine Antwort auf diese 
Entwicklungen – Arbeitskämpfe oder grössere Streiks sind deswegen eine Seltenheit. 
Nachhaltig wirkende Protest- und Widerstandsformen für soziale Themen jeglicher Art sind 
kaum verbreitet und wo diese existieren, beschränken sie sich zum Grossteil auf individuell 
handelnden Einzelpersonen. Diese Handlungen bleiben damit für Aussenstehende unsichtbar 
und in ihrer Wirkung wenig erfolgreich. Aber sie können anschlussfähig für kollektiv geführte 
Kämpfe werden (→ Arbeiter*innenbewegung und Gewerkschaften). Zudem stellen wir fest, 
dass einzelne Proteste unter Ausschluss der Betroffenen oder mangelnder Zugänglichkeit für 
diese stattfanden. Der Widerstand und die Unterstützung im Einzelfall sind ebenfalls 
schwierig, da die unterschiedlichen sozialstaatlichen Akteur*innen intransparent handeln und 
Entscheidungen willkürlich fällen. Die schwammigen gesetzlichen Grundlagen und wenigen 
Präzedenzfälle machen es ebenfalls schwieriger, sich auf juristischer Ebene gegen Entscheide 
zu wehren. Es fehlen unabhängige, kostenlose Rechtsberatungs- und transparente 
Ombudsstellen. 

Die Lebenskosten in der Schweiz sind im weltweiten Vergleich sehr hoch. Ein grosser Teil der 
Lohnabhängigen kann diese nicht oder kaum bewältigen. Der (soziale) Wert, «einer Arbeit 
nachzugehen» und den Lebensunterhalt finanziell selbstständig zu bewältigen, ist enorm 
hoch. Sozialstaatliche Leistungen in Anspruch zu nehmen, wird verpönt und zeugt von 
selbstverschuldeter Niederlage. Arbeitslosengelder sind an die Auflage gekoppelt, alles zu 
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unternehmen, um baldmöglichst wieder in den Arbeitsmarkt reintegriert zu sein. So müssen 
sich Arbeitslose und Menschen mit Behinderung im zweiten und dritten Arbeitsmarkt – in 
Arbeitsintegrationsprogrammen – beschäftigen. Dies ist ein Ausdruck der weit verbreiteten, 
bürgerlichen Ansicht, dass Leistungen immer mit Gegenleistungen verbunden sein müssen. 
Solche Arbeitsintegrationsorte bieten Dienstleistungen und Produkte, welche zu Billiglöhnen 
produziert und angeboten werden können. Diese stellen eine absurde Konkurrenz für 
Lohnabhängige im ersten Arbeitsmarkt dar. Das Konzept der zweiten und dritten 
Arbeitsmöglichkeiten zwingt Menschen in erniedrigende Verhältnisse. Es ist wissenschaftlich 
nicht nachgewiesen, dass das Ziel der «Reintegration» erreicht wird. 

Ein weiterer Faktor des wachsenden sozialen und ökonomischen Drucks auf die Klasse der 
Lohnabhängigen sind steigende Mieten. Dies zeigt sich noch stärker in den Städten, in denen 
ganze Viertel durch Gentrifizierungsprozesse «aufgewertet» und die bestehende 
Wohnbevölkerung durch die erhöhten Mieten verdrängt werden. Das führt zusätzlich zum 
Verlust oder der Beschädigung von sozialen Beziehungen, die mit dem Wohnumfeld 
zusammenhängen.  
Zahlen zu Obdachlosigkeit können in der Schweiz nur teilweise erfasst werden. Trotzdem 
konnte die erste Studie feststellen, dass zum Zeitpunkt der Messung mindestens 2200 
Menschen in der Schweiz wohnungslos und 8000 Menschen von bevorstehendem 
Wohnungsverlust bedroht waren. Wohnungslose Menschen übernachten in den wenigen 
Plätzen in Notunterkünften, bei Bekannten oder im öffentlichen Raum (rough sleepers). In der 
Obdachlosenhilfe besteht die Vorstellung eines Stufenkonzepts, welches die Menschen aus 
der Obdachlosigkeit «befreit», über ein betreutes Wohnen, zum begleiteten Wohnen bis zum 
autonomen Wohnen wieder integrieren und Wohnkompetenz vermitteln soll, während das 
eigentliche Bedürfnis von wohnungslosen Menschen nicht berücksichtigt wird: Sie wollen 
(sicher) wohnen. 

 


